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Öffentliche Bekanntmachung 

 
der Haushaltssatzung der Stadt Erwitte für das Haushaltsjahr 2019 

 
I. Haushaltssatzung der Stadt Erwitte für das Haushaltsjahr 2019 
 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 15 des Zuständigkeitsbereinigungsgesetzes vom 23.01.2018 (GV. NRW. S. 90), in Kraft 
getreten am 02.02.2018, hat der Rat der Stadt Erwitte mit Beschluss vom 11.12.2018 fol-
gende Haushaltssatzung erlassen:  
 

 
§ 1 

 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2019, der die für die Erfüllung der Aufgaben der 
Gemeinden voraussichtlich erzielbaren Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie ein-
gehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungs-
ermächtigungen enthält, wird  
 
im Ergebnisplan mit  

 

dem Gesamtbetrag der Erträge auf  37.308.828 EUR 
 

dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf  37.265.010 EUR 
 

im Finanzplan mit  
 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der laufenden  
Verwaltungstätigkeit auf  35.335.790 EUR 
 

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der laufenden  
Verwaltungstätigkeit auf  33.970.288 EUR 

 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit auf  2.123.900 EUR 
 

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit auf 3.341.900 EUR 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit auf 0 EUR 
 

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit auf 330.000 EUR 
 

festgesetzt.  
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3  
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur  
Leistung von Investitionsauszahlungen in künftigen Jahren  
erforderlich ist, wird auf 1.000.000 EUR 
 
festgesetzt.  
 

§ 4 
 
Eine Inanspruchnahme des Eigenkapitals soll nicht erfolgen.  
 



_____________________________________________________________________________________________________ 
Nr.: 4 24. Jahrgang Seite:  3 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch  
genommen werden dürfen, wird auf  2.000.000 EUR 
 
festgesetzt.  
 

§ 5 a 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung aus dem  
Programm „Gute Schule 2020“ in Anspruch genommen werden dürfen,  
wird auf  160.618 EUR 
 
festgesetzt.  
 

§ 6 
 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern betragen gemäß der Satzung über die Festset-
zung der Hebesätze für die Grund- und Gewerbesteuer in der Stadt Erwitte (Hebesatzsat-
zung) in der derzeit gültigen Fassung für das Haushaltsjahr 2019:  
 
1. Grundsteuer  
 

    1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe  
          (Grundsteuer A) 383 v.H. 
 

    1.2 für die Grundstücke  
          (Grundsteuer B) 519 v.H. 
 
2. Gewerbesteuer 450 v.H. 
 

§ 7 
 
Nach dem Haushaltssicherungskonzept ist der Haushaltsausgleich im Jahre 2019 wieder-
hergestellt. Die im Haushaltssicherungskonzept enthaltenen Konsolidierungsmaßnahmen 
sind bei der Ausführung des Haushaltsplans umzusetzen. 
 

§ 8 
 

Soweit im Stellenplan der Vermerk „künftig umzuwandeln“ (k.u.) angebracht ist, sind freiwer-
dende Stellen dieser Besoldungsgruppe in Stellen der angegebenen niedrigeren Besol-
dungsgruppe umzuwandeln. 
Soweit im Stellenplan der Vermerk „künftig wegfallend“ (k.w.) angebracht ist, dürfen freiwer-
dende Stellen nicht mehr besetzt werden. 
 

§ 9 
 

Für die Teilergebnispläne auf Ebene der Produktgruppe gilt, dass Mehrerträge und Min-
deraufwendungen für Mehraufwendungen verwendet werden können. 
Ebenso können innerhalb eines Produktes Mehreinzahlungen aus Investitionstätigkeit und 
Minderausgaben aus Investitionstätigkeit für Mehrauszahlungen aus Investitionstätigkeit 
verwendet werden. Die Deckungsermächtigungen gelten, soweit der Saldo des Teilergeb-
nisplanes und der Saldo des Teilfinanzplanes nicht verschlechtert werden. 
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II. Bekanntmachungsanordnung 
 

Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für das Haushaltsjahr 2019 wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gemäß § 80 Abs. 5 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) der Landrätin des Kreises Soest als untere staat-
liche Verwaltungsbehörde mit Schreiben vom 25.01.2019 angezeigt worden. 
 
Die Landrätin des Kreises Soest als untere staatliche Verwaltungsbehörde hat mit Verfügung 
vom 21.03.2019 die nach § 76 Abs. 2 GO NRW erforderliche Genehmigung des Haushalts-
sicherungskonzeptes erteilt. Das Anzeige- und Genehmigungsverfahren gem. § 80 Abs. 5 
i.V.m. § 76 Abs. 2 GO NRW wurde damit für abgeschlossen erklärt. 

Der Haushaltsplan mit Anlagen ist im Internet unter www.erwitte.de einsehbar und steht 
ebenfalls vom 29.03.2019 bis zum Ende der Auslegung des Jahresabschlusses 2019 im 
Rathaus der Stadt Erwitte in Erwitte, Am Markt 13, Zimmer 201, während der Öffnungszei-
ten, 

montags – freitags  von 08.30 bis 12.00 Uhr   
montags – dienstags  von 14.00 bis 16.00 Uhr  
donnerstags   von 14.00 bis 17.00 Uhr 

zur Einsichtnahme zur Verfügung. 
 

 
III. Hinweis 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
GO NRW gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Erwitte vorher gerügt und da-

bei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

 
 
 
Erwitte, 25.03.2019 
Stadt Erwitte 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
gez. Linnebur 

 

http://www.erwitte.de/
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Öffentliche Bekanntmachung der Stadt Erwitte 

 
Gesetz zur Verbesserung der Korruptionsbekämpfung und zur Errichtung und Füh-
rung eines Vergaberegisters in Nordrhein-Westfalen (Korruptionsbekämpfungsgesetz 
– KorruptionsbG) 
 
Veröffentlichungspflicht nach § 16 KorruptionsbG 
 
Am 01.03.2005 ist das von der Landesregierung Nordrhein-Westfalen am 16.12.2004 erlas-
sene Korruptionsbekämpfungsgesetz in Kraft getreten. Aus § 16 in Verbindung mit § 1 ergibt 
sich für die Mitglieder in den Gremien der Stadt Erwitte die Verpflichtung, schriftlich Auskunft 
zu geben über  
 
1. den ausgeübten Beruf und Beraterverträge,  

 
2. die Mitgliedschaften in Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien im Sinne des § 125 

Abs. 1 Satz 5 des Aktiengesetzes,  
 

3. die Mitgliedschaft in Organen von verselbständigten Aufgabenbereichen in öffentlich-
rechtlicher oder privatrechtlicher Form der in § 1 Abs. 1 und Abs. 2 des Landesorganisa-
tionsgesetzes genannten Behörden und Einrichtungen,  
 

4. die Mitgliedschaft in Organen sonstiger privatrechtlicher Unternehmen,  
 

5. die Funktionen in Vereinen oder vergleichbaren Gremien.  
 
 

Diese Angaben sind in geeigneter Form jährlich zu veröffentlichen.  
 
Die von den Mitgliedern der Gremien der Stadt Erwitte beantworteten Fragebögen liegen im 
Rathaus, Aufgabenbereich Personal, Organisation, Zimmer 221, Frau Schümer (Telefon 
02943/896 221), während der Öffnungszeiten des Rathauses zur Einsichtnahme aus. 
 
 
 
Erwitte, 22.03.2019 
 
Stadt Erwitte 
Der Bürgermeister 
gez. Wessel  
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Öffentliche Bekanntmachung des Geologischen Dienstes NRW 
 
Kartierungen des Geologischen Dienstes NRW 
 
Der Geologische Dienst NRW in Krefeld, ein Landesbetrieb, wird im Sinne des Lagerstätten-
gesetzes vom 4. Dezember 1934 (RGBl. S. 1223) in der Fassung vom 10. November 2001 
(BGBl. S. 2992) Arbeiten für die bodenkundliche Landesaufnahme durchführen. 
 

Zeitraum März – Dezember 2019 

Kreis Soest 

Stadt/Gemeinde Erwitte 

 
Die damit Beauftragten müssen zur Erledigung ihrer Untersuchungen fremde Grundstücke 
betreten. Die dazu entsprechenden Regelungen finden sich im Landesbodenschutzgesetz 
vom 9. Mai 2000 (LbodSchG §3 und§14), im Landesforstgesetz vom 24. April 1980 (LfoG 
§60 in der Fassung vom 9. Mai 2000) und im Landschaftsgesetz vom 21. Juli 2000 (LG §10). 
 
Diese regionalen Untersuchungen dienen einer allgemeinen Bestandsaufnahme des Bodens 
und des Untergrundes.*) Die Ergebnisse der Aufnahme werden in amtlichen Karten veröffent-
licht. Sie sind wichtige Unterlagen für viele Aufgaben, z. B. in der Land- und Forstwirtschaft 
(Bodennutzung, Bodenverbesserung, Erosionsschutz, Holzartenwahl), im Bauwesen, bei der 
Planung und Landespflege (Landesplanung, Bauleitplanung, Naturschutz), im Landeskultur-
bau und in der Wasserwirtschaft (ent- und bewässerungsbedürftige Flächen) sowie für die 
wissenschaftliche Forschung und den naturkundlichen Unterricht. 
 
Im Rahmen der Kartierungen sind kleine Handbohrungen notwendig, stellenweise auch Auf-
grabungen zur Entnahme von Bodenproben. Auf Grund der vorbezeichneten Gesetze haben 
Grundstückseigentümer den vom Geologischen Dienst NRW beauftragten Personen das Be-
treten ihrer Grundstücke, mit Ausnahme von Wohngebäuden sowie die Vornahme der ge-
nannten Außenarbeiten jederzeit zu gestatten. Etwaige durch die Inanspruchnahme entste-
hende Schäden werden nach den allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen ersetzt. Die 
durch Dienstausweise mit Lichtbild sich ausweisenden Beauftragten des Geologischen 
Dienstes NRW werden auf die landwirtschaftlichen Belange und die derzeitige Nutzung der 
Grundstücke weitgehend Rücksicht nehmen. 
 
Es wird gebeten, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Geologischen Dienstes NRW bei 
ihren Aufgaben zu unterstützen. 

                                                
*) Richtlinien über die Durchführung land- und forstwirtschaftlicher Standortuntersuchungen und deren An-

wendung in Umweltschutz, Raumordnung, Land- und Forstwirtschaft (Gem. RdErl. d. Ministeriums für 

Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft – IIIB-335-8583 – u. d. Ministeriums für Wirtschaft und Mittel-

stand, Technologie und Verkehr – 313-66-75 – v. 5.9.1997). 
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Öffentliche Bekanntmachung der Stadt Erwitte 
 
 

Am Donnerstag, 4. April 2019, 18.00 Uhr, findet im Sitzungssaal des Rathauses der Stadt 
Erwitte eine Sitzung des Rates der Stadt Erwitte (35. Sitzung in der Wahlperiode 2014/2020) 
mit folgender Tagesordnung statt: 
 
 
 
 

TAGESORDNUNG 
 
Öffentliche Sitzung 
 

TOP 
 
Vorlagen-Nr. 
 

 

1.  Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner 
 

2.  Mitteilungen der Verwaltung 
 

3.  Anfragen von Ratsmitgliedern 
 

4. 1/2019 Verabschiedung des Brandschutzbedarfsplans für die Jahre 
2019 - 2023 
 

5. 45/2019 Genehmigung des „Integrierten Kommunalen Entwicklungskon-
zeptes“ (IKEK) für die Stadt Erwitte 
 

6. 44/2019 Genehmigung von Projekten auf Basis des „Integrierten Kom-
munalen Entwicklungskonzeptes“ (IKEK) für die Stadt Erwitte 
 

7. 46/2019 Ausweisung von Baulandflächen zwischen Erwitte und Bad 
Westernkotten 
 

8. 39/2019 Genehmigung einer überplanmäßigen Mittelbereitstellung für 
den Erwerb von Bergwerkseigentum in Bad Westernkotten (So-
lerechte) 
 

9. 22/2019 Zuleitung des Gesamtabschlusses 2017 der Stadt Erwitte 
 

10. 28/2019 Beteiligungsbericht zum 31.12.2017 der Stadt Erwitte 
 

11. 18/2019 Kommunalwahl 2020 
hier: Bildung und Besetzung des Wahlausschusses 
 

12. 21/2019 Nach- und Umbesetzung im Planungs- und Gestaltungsaus-
schuss 
hier: sachkundige Bürger 
 

13. 10/2019 Gremien- und Vereinstätigkeiten des Bürgermeisters 
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Nichtöffentliche Sitzung 
 

TOP Vorlagen-Nr. 
 

 

14.  Mitteilungen der Verwaltung 
 

15.  Anfragen von Ratsmitgliedern 
 

16. 29/2019 Genehmigung eines Dringlichkeitsentscheids; 
 

17. 37/2019 Vertragsangelegenheit; 
 

18. 32/2019 Sicherung der hausärztlichen Versorgung 
 

19. 33/2019 Vergabeangelegenheit;  
 
 
 
 


